
FRAGEN AN DIE FRAKTIONEN DER ÖH-WAHLEN'1991 
1) Was habt ihr in den letzten zwei Jahren 
konkret an Studentl nnenvertretungsarbeit ge­
leistet? 

2) Sollen außeruniversltäre Interessensver­
tretungen (z.B: Industriellenvereinigung, 
ÖGB, Handelskammer etc.) Einfluß auf die 
universitäre Ausbildung nehmen? 

3) Gibt es eine weltanschauliche Übereinstim­
mung zwischen euch und einer von Öster­
reichs politischen Parteien? 

4) In welchen'Bereichen habt ihr euch konkret 
für Umweltschutzanliegen eingesetzt? 

Osu . Fachschaftsllste 

• kontinuierliche Arbeit In allen Gremien der 
TU, Insbesondere den StudIenkommIssio­
nen 

• Durchsetzung von Verbesserungen für die 
Zeichensäle der Bauingenieurfakultät 

• Einsatz für die Umwandlung von Telematik 
in ein reguläres Studium und Beibehaltung 
des Interfakultären Status 

• Durchsetzung des Architekturwettbewer­
bes für das Studienzentrum Inffeldgasse 

• Erweiterung des größten Skriptenangebots 
Österreichs an der TU-Graz 

• die meisten Veranstaltungen der ÖH-Tech­
nlk: Berufsinformationsmesse (BIM) 90, JU­
UA (mit AG), siehe au.ch Fragen·4 und 5 

Nein. Die Beteiligung dieser Interessensver­
tretungen In Entscheidungsgremien lehnen 
wir generell ab. Über das Gewicht von Stel­
lungnahmen außeruniversitärer Einrichtun­
gen muß die Universität autonom entscheiden 
können. 

Haben Österreichs politische Parteien eine 
Weltanschauung? 

• Umstellung des Kopier- und . SkrIptenwe­
sens ,auf Recyclingpapier (Im Gange). 

• Einsatz für die Einrichtung ökotogieorien­
tierten Lehrverahstaltungen 

• Informations- und Diskussionsveranstal­
tungen zum Thema Energiepolitik 

• SAFT-Referat. 

VSStO 

• Organisation Interdisziplinärer Lehrveran- . 
staltungen. (Chemie· und Gesellschaft, So­
ziale Technik, Telematik und Gesellschaft, 
GENiale Technik) 

• Mitarbeit an der Technikretorm. Sowohl an 
den einzelnen Studienrichtungen, als auch 
In der entsprechenden Kommission am 
Wissenschaftsministerium. 

• Initiativen zur Verankerung Technlkfolgen­
abSChätzung an der TU Graz. 

• Altematlworschlag zum Stipendiengesetz. 
Neuerstellung des Informationsmaterials 
für Erstsemestrige. 

Zweifellos ist es sinnvoll, daß die Universität 
die Zusammenarbeit mit außeruniversitären 
Interessensvertretungen sucht. Universitäten 
sind Teil der Gesellschaft. Eine eindeutige 
Ausi'ichtung an den Interessen bestimmter 
Lobbies Ist abzulehnen. 

Schon In unserem Namen kommt zum Aus­
druck, daß wir uns zu sozialdemokratischen 
Inhalten bekennen. 
Übereinstimmungen gibt es aber auch mit 
anderen Initiativen und Bewegungen wie zum 
Beispiel der Ökologie und Alternativbewe­
gung oder der Friedensbewegung: 
Mit der derzeitigen Politik der SPO könne wir 
uns allerdings nur teilweise Identifizieren. 

• Einbeziehen ökologischer Lehrinhalte In 
das Studium. (Organisation von Lehrveran­
staitungen, Technikreform) 

• Öffentlichkeitsarbeit zu brennenden Um­
weltschutztehmen (z.B. Energieseminarmit 
Univ. Prof. Dr. Manfred Helndler) 

• Einsat~ für ein Institut für Technlkfolgenab­
schätzung an der TU Graz. 

• Umstellung des Kopierbetriebes der ÖH TU 
auf Recycling Papier. 

AG 

• Studentinnen- und Studentenvertretung 
(Fakultätskollegium, InstItutskonferenz, 
Leistungsstipendiums-kommission, .. ) 

• Mitarbeit In den Fachschaften und Basis-
gruppen 

• Maturantenberatung 
• JUUA 
• Tutorien 
• Informationsmaterial 
• ZA-Exekutive 
• Koplerservlce (55 Groschen/Kople Har- -

rachgasse 12) 

. Nein, denn die Autonomie der Universitäten 
muß ohne jeglichen Einfluß von Interessens­
gruppen erhalten bleiben 

Prinzipiell Ist die AktionsGemeinschaft frei 
von parteipolitischen Einflüssen, eine weltan­
schauliche Übereinstimmung gibt es aller­
dings mit dem Ökologiebewußtsein der Grü­
nen, mit dem Subsidiarltäts- und Solltarltäts­
prinzip der Ö'IiP und mit dem Aufbau des 
sozialen Netzes der SPÖ 

• Aufreikauf - Obwohl unsere ZA-Exekutlve 
gegen die Stimmen des VSStÖ, der Fach­
schaftslIste und den Grünen eine Unterstüt­
zung beschlossen hat, wurde trotz unserer 
Unterstützung an der TU-Graz nicht durch­
geführt, d~. die derzeitige Exekutive (ÖSU­
FSL VSStO) dieses Projekt mittels Haupt­
ausschußbeschluß boykottiert hat 

• Umfangreicr,es Informationsmaterial (Öko­
broschÜre,Okovision, .. ) 

• Umweltschutz beginnt im eigenen Haushalt 
- wir kehren auch '(or unserer eigenen Türe 
(Mülltrennung, 'z'Fuaß auf die Uni hat­
schen, Radltreten, ... ) 



5) Welche Maßnahmen habt ihr auf dem Ver­
kehrssektor durchgeführt bzw. was plant ihr 
für die Zukunft? ' 

6) Gibt es Fraktionen mit den!:!n ihr euch keine 
Zusammenarbeit vorstellen könnt. 

7) Welche Verbesserungen wollt ihr mit den 
neuen Studienplänen erreichen? 

8) Was Ist euer Beitrag zur Neuorganisation 
der Universitäten? 

9) Welche Initiativen im Bereich Wohnraum 
für Studierende könnt ihr euch für die Zukunft 
vorstellen bzw. habt Ihr bis jetzt gesetzt? 

• Stellungnahme_ m Grazer Verkehrskon­
zept ·Platz für den Menschen", Graz Solar , 
90 

• Aktion autofreie Reitschulgasse 
• Mitarbeit bel der Aktion Autofreie Uni 
• Wie in der Vergangenheit werden wir uns 

für vermehrte und überdachte Radabstell­
plätze In der Kopernikusgasse und Im ' Be­
reich Inffeld einsetzen. 

Prinzipiell treten wir für eine "offene"ÖH ein 
und können uns Zusammenarbeit in verschie­
denen Bereichen mit allen Personen vorstel­
len. Solange aber Fraktionen wie FSI oder 
JES für eine defacto Schwächung der studen­
tischen I nteressensvertretung eintreten, Ist für 
uns eine Koalition nicht denkbar. 

• Breite Wahlmöglichkeit durch die gebunde­
nen Wahlfächer 

• Mehr Erwerb von Fähigkeiten anstelle von 
Faktenwissen 

• Projektorientierte Lehrveranstaltungen 
• Bessere Koordlnierung von Lehrveranstal­

tungen und Prüfungen 

Wir wollen verstärkte Universitätsautonomie 
(Personal- und Finanzhoheit) , professionelles 
Management, das nicht aus Professoren be­
steht, aber den Universitätsgremien unter­
stellt ist, Veröffentlichung aller Forschungser­
gebnisse, bei denen Studierende beteiligt wa­
ren, Professorl nnen auf Probezeit, Zentrum 
für Hochschuldidaktik und Ausbau der stu­
dentischen Mitbestimmung. 

• Studentisches Wohnungsservice (SWS) 
• Strengere gesetzliche Regelung des Preis­

Leistungs-Verhältnisses ' 
• I nitiierung von Althaussanierungen für 

Wohnungen Studierender 
_. Ausbau der Mietrechtsberatung im SWS. 

• Unterstützung von I. ven zur,Förderung 
des öffentlichen Verk~hrs (VCO,F:ahrgast 
GrazJStelermark) Im Rahmen der OH TU . 

• , Durchführung der Lehrveranstaltung Sozia­
le Technik zum Thema Automobil. 

• Und nicht zuletzt die Umwandlung von zwei 
Parkplätzen vor dem VSStÖ Lokal (Meran­
gasse 51) In Fahradabst~lIplätze. 

Grundsätzlich sind wir zu jeder konstruktiven 
Zusammenarbeit bereit. 
Unvorstellbar ist für .uns eine Zusammenar­
beit mit fraktionen die deutschnationales Ge­
dankengut vertreten oder für die Abschaffung 
der ÖH eintreten. Konkret sind dies an der TU 
Graz JES und FSI. 

• Verkürzung der Studiendauer durch En­
trümpelung der Studienplän'e. 

• Förderung von Teamfähigkeit, Praxisbezug 
und Kritikfähigkeit durch projektorientiertes 
Studium und forschendes Lernen. 

• Einbeziehung von ökologischen, sozialen 
und ökonomischen Inhalten ins Studium. 

• Öffnung der Universitäten nach außen. 
Lehre und Forschung muß sich an gesell­
schaftlichen Bedürfnissen orientieren. 

• Beibehaltung und Ausbau der der studenti­
schen Mitbestimmung in allen Universitären 
Belangen. 

• Demokratische Kontrolle der Drittmitteifor­
schung. 

• Herausgabe eier Broschüre "Wohnen in 
Graz" 

• Mitarbeit im Studentischen Wohnungsser­
vice (SWS) 

• Podiumsdiskussion "Kein Dach überm 
Kopf 

• Wohnopoly d,as Spiel zur Situation. 

• Wir haben regelmäßig Verkehr, diesen aber 
nicht öffentlich 

Prinzipiell können wir uns mit jeder Fraktion 
eine Zusammenarbeit vorstellen, welche kon­
struktiv für die Studierenden arbeiten will. 

• Freiere Gestaltung des Studiums, mehr 
Wahl möglichkeiten (z.B. warum soll ein 
Techniker keine Sprach-, Philosophle- oder 
Kunstgeschichteprüfungen In sein Studium 
einbauen können?) 

• Aufbau der Kontakte zur Wirtschaft (Prakti­
ka, DIplomarbeiten, Seminare, die von der 
Universität gesucht und vergeben werden) 

• Entrümpelung der Lehrpläne und Interes­
santere Lehrinhalte 

• Senkung der Durchschnittsstudiendauer 
und DropOut-Rate durch bessere soziale 
Absicherung der Studierenden 

Das vielbeachtete und allseits bekannte..UNI 
NEU (unser Beitrag über Finanzierung und 
Verwaltung der Uni's, Alternativen zum Studi­
um z.B. Fachakademien, DIdaktikausbildung 
der Lehrenden und Verbesserung der Pru­
fungsobjektivität) . 

• 7000 Studentenheim plätze in Österreich 
gefordert - duchgesetzt (Unibegehren) 

• Verstärkte finanzielle Förderung von Wohn­
bausanierungen, wenn danach verpflich­
tend Studierende aufgenommen werden, 
diesbezüglch verstärkter, Kontakt zu Stadt, 
Land und Bund. ' 

• Durchgeführte AG-Wohnungsumfrage, um 
Druck auf Politiker auszuüben 



10) Welche Vorstellungen habt ihr zur Frau­
enpolitik? 

11) Wie steht ihr zum passiven Wahlrecht für 
ausländische Studierende? 

12) Wie habt ihr euch in den letzten zwei 
Jahren für die soziale Absicherung der Studie­
renden eingesetzt? 

13) Warum kanditiert ihr? 

• Auch praktische Gleichstellung von Mann 
und Frau im beruflichen und gesellschaftli­
chen Leben (mehr Frauen als Wissen­
schaftierinnen) . 

• Finanzielle Unterstützung für studierende 
Mütter. 

Wurde von der ÖSU-Fachschaftsliste seit ih­
rem Bestehen gefordert. 

• Kampf gegen die Streichung der Telefon­
grund- und Rundfunkgebührenbefreiung 

• Mielzinsbeihilfe für Studierende erhalten 

Weil wir die Durchsetzung unserer Anliegen 
nicht dem Zufali überlassen wollen. 

• Kampf gegen frauenfeindliche Strukturen 
Im Hochschulbereich, welche besonders 
stark an technischen Universitäten zu Tage 
treten. Konkret arbeiten wir an der Verwirk­
lichung folgender Forderungen: 

• Mehr Frauen in Wissenschaft und For­
schung. (z.B. durch Quotierung) 

• ,I nstltutlonallsierung von Frauenstudien. 
• Förderung von frauenspezifischen Lehrver­

anstaltungen. 

Der VSStÖ setzt sich seit Jahren für die 
Gleichberechtigung von Ausländer/innen ein. 
Dazu gehört natürtich auch das passive Wahl­
recht bei ÖH Wahlen. Darüberhinaus müssen 
auch ausländische Studierende ihre Interes­
sen in Universitären Gremien selbst vertreten 
können. 
Weiters fordem wir die Abschaffung von Stu­
diengebühren für Ausländer/innen, sowie das 
Wahlrecht für Ausländer/innen auf allen poli­
tischen Ebenen. 

Im Rahmen unserer Arbeit Im Sozial referat 
haben wir nicht nur Studierende beraten und 
nach Maßgabe unserer Möglichkeiten auch 
finanziell unterstützt, soder haben auch Initia­
tiven zur Verbesserung der sozialen Situation 
Studierender gesetzt. ' 

• ~rotest gegen die Streichung der Grundger­
bührenbefereiung (Riesenposkarte an Bu­
sek) 

• Ausarbeitung eines neuen Sfudienförde­
rungsgesetzes. ' 

• Mitarbeit im Sozial ausschuß des ZA 

Natürlich um unsere Vorstellungen und Ideen 
(siehe Antworten zu den obigen Fragen) auch 
an der TU Graz verwirklichen zu können. 

• Bessere soziale Absicherung von , studie­
renden Müttem 

• Ausbau der Kindergärten und vor allem 
Krabbelstuben 

• Einführen von Erziehungsgeld und Anrech­
nung der KIndererziehung In der Pension 

• Das Problem der Diskriminierung der Frau 
darf nicht mit Männerfeindlichkeit, sondem 
durch gemeinsames Verantwortungsbe­
wußtsein gelöst werden. 

Es soll keinen Unterschied zwischen auslän­
dischen und inläri,dlschen Studierenden ge­
ben. Zur Internationalisierung unserer Univer­
sität ist das passive Wahlrecht für ausländi­
sche Studierende ein wichtiger Beitrag 

"' 

• Unibegehren' 
• Erhöhung des Höchststipendiums von 

54.500,- auf 63.500.-
• Die Reform des Studlenförderungsgeset­

zas gehört weitergetragen, der Bezieher­
kreis erweitert besonders für Studierende 
mit Kind 

• Behindertengerechter Ausbau der Universi­
tät 

Weil es notwendig Ist 



Jes 

Wir haben uns als einzige Fraktion konkrete 
Vorschläge ausgearbeitet, wie eine Studen­
tenvertretung ohne Zwangsmitgliedschaft or­
ganisiert werden soll, ohne die eigentliche 
studentische Vertretung zu gefährden (JES­
Studentenvertretermodell) . Denn die ÖH~Po­
litbürokratle muß durch engagierte Interes­
sensvertreter ersetzt werden. 
Denn wir sind für eine bessere Studentenver­
tretung! 

Volle Autonomie kommt der Universität zu. 
Sie entscheidet über ihre eigenen Angelegen­
heiten (Personal, Forschung und Lehre sowie 
deren Organisation) frei und unbeeinflußt von 
politischen und gesellschaftlichen Mächten. 
(2. Leitsatz aus Akademos, dem JES-Pro­
gramm zur Erneuerung der Universität) 

Wir bekennen uns zu den Grundsätzen christ­
lich, sozial, demokratisch, europäisch und 
konservativ. Theoretisch ergäben sich da­
durch Berührungspunkte mit VP-Program­
men. In der Praxis erweist sich aber, daß wir 
auch in heiklen Fragen klare Standpunkte be­
ziehen. 

Da Umweltschutz ein konservatives Anliegen 
ist, treten wir dafür ein, der Marktwirtschaft 
neben der sozialen Komponente auch die 
ökologische Komponente hinzuzufügen. 
(Ökosoziale Marktwirtschaft) Dies ist ein 
gangbarer Weg unsere Umweltprbleme' zu 
lösen. Darüber hinaus muß jeder einzelne von 
uns, seinen persönlichen Beitrag dazu leisten. 

No 

keine Antwort 

keine Antwort 

keine Antwort 

keine Antwort 

FSI 

• Mitarbeit In den Fachschaften Elektrotech­
nik, Maschinenbau, in Fakultätskollegien, 
institutsvertretungen und diversen Kom­
missionen. 

• Mitarbeit bei Tutorien, I Askriptions und Stu­
dienberatung. 

• Berufsmesse ET 
• Durchsetzung der Urabstimmung über die 

ÖH-Zwangsmitgliedschaft! 

Auf keinen Fall dürfen diese sogenannten "In­
teressensvertretungen" eine direkte Mitbe­
stimmungsmöglichkeit erhalten. Indirekt neh­
men diese Organisationel1 ohnehin genügend 
Einfluß auf unsere Ausbildung, und zwar sei­
ten zum Vorteil der Studierenc;len. Genere!1 
muß nach unserer Meinung der Einfluß des 
Kammern systems zugunsten der parlamen­
tarischen Demokratie zurückgedrängt wer­
den. 

Keine Studentenfraktion kann direkt mit einer 
pol,ltlschen Partei gleichgesetzt werden. 
Wichtige, Grundsatzpositionen verbinden uns 
aber mit der Freiheitlichen P~rtei, wie auch 
der Anspruch, für konstruktive 'Unruhe' zu 
sorgen. 

Aha. Jetzt kommt die, für die ÖH-Exekutive 
schlechthin "wichtigste" Frage. 
Konkret: Wir haben das ÖH-TU-INFO, das 
seit mehr als 2 Jahren fast auschließlich aus 
Vereinsnachrichten von VCÖ, FAHRGAST, 
ARGE LUFT LÄRM udglm. besteht, nach ge­
langweiltem Lesen dem Recycling zugeführt. 
PS: Seid uns bitte nicht bös', werte ÖH-Exe­
kutive, aber wenn die Studentenvertreter 
schon kaum zu den Computern in der ÖH 
können, weil sie ständig von obigen Vereinen 
blockiert sind, hört sich auch, für ökologisch 
Denkende der Fasching auf. 

Morellis 

Da unsere Fraktion bei den diesjährigen ÖH­
Wahlen das Erstemal kandidiert, können wir 
natürlich auf keine konkrete Arbeit Innerhalb 
der ÖH hinweisen. 
S,elbstverständlich bemühten wir uns um hil­
fesuchende Erstsemestrlge. 
Weiters vertraten wir die TU-Graz beim Inter­
nen Pfingsttretfen In Lausanne an der Ecol 
polytecnlque, wo wir Studenten(lnnen) aus 
ganz Europa kennenlernten. ' 

Der Einfluß sollte über eine beratende Funk­
tion nicht hinausgehen, doch schätzen wir es, 
wenn sie Möglichkeiten zur Diplomarbeit unp 
Dissertationen anbieten. 

Nein 

Weil man von anderen nur verlangen darf, 
was man selbst praktiziert, betreiben wir Um­
weltschutz im Kleinen, das beginnt beim Müll­
trennen und geht über Recycling zum Fahr­
radfahren. 
Doch fordern wir, daß die Skripten In Zukunft 
auf Umweltschutzpapier kopiert werden. 



Wir fordern ein umfassendes Verkehrskon­
zept, damit Graz nicht Im Smog erstickt. Die 
öffentlichen Verkehrsmittel müssen eine ech­
te Alternative zum Individualverkehr werden 
und dürfen nicht länger Bummelzüge für Se­
nioren bleiben. 

Grundsätzlich können wir mit allen d~mokra­
tischen frraktionen zusammenarbeiten. Wird 
die Demokratie Jedoch n~r als Deckmantel für 
längst überholte totalitäre Ideologien (gleich­
gültig ob links oder rechts) mißbraucht, macht 
dies eine Zusammenarbeit unmöglich. 

Die neuen Studienpläne sollen zu einer Ver­
kürzung der Studiendauer führen. Außerdem 
soll durch die Einführung von fremdsprachi­
gen Gastvorlesungen die Internationalisie­
rung der universitären Ausbildung vorange­
trieben werden. Damit soll die Konkurrenzfä­
higkeit des einzelnen Absolventen im Interna­
tionalen Arbeitsmarkt gestärkt werden. 

Unsere wichtigsten Anliegen einer Reform 
sind: Autonomie, Mobilität, Internationalisie-

, rung, Wettbewerb, Entbürokratlslerung. Un­
sere Universitäten müssen wieder auf interna­
tionalem Niveau wettbewerbsfähig werden. 
Daher müssen die Unis wie privatwirtschaftli­
che Großbetriebe geführt werden. Wir brau­
chen ein engagiertes Management anstelle 
eines lähmenden Beamtenapparates. (mehr 
darüber In unserem Konzept Akademos) 

Wir sind der Meinung, daß der Bau von Stu­
dentenheimen forciert werden soll, da sie , 
Zentren studentischer Kultur darstellen und 
so eine wertvolle Bereicherung des universi­
tären Lebens darstellen. 

keine Antwort 

keine Antwort 

keine Antwort 

keine Antwort 

keine Antwort 

Schon wieder so eine Frage, die alle Studie­
renden brennend interessiert ! 
Konkret: Zur Anhebung der Verkehrssiche'r­
helt haben wir Präservative an Kolleginnen 
und Kollegen verteilt, welche Infolge reger 
Nachfrage leider a!tzubatd verglffen waren. 
Ob wir diese ·Maßnahme· auch In Zukunft 
fortsetzen, müssen wir -mit dem Problem an­
gemessener Ernsthaftigkeit-noch beraten. 

Wir können uns mit Jeder Fraktion, die bereit 
ist, den ÖH-Zwangsverein zu reformieren, ' ei­
ne gute Zusammenarbeit vorstellen, ebenso 
mit allen Studierenden, die sich In der Studen­
tenvertretung engagieren ohne die KolI~en 
politisch zu bevormunden. Konkret: mit ÖSU­
Fachschaftsliste, AG, VSSTÖ derzeit nicht mit 
diversen Fakultätslisten und den meisten Stu­
dentenvertretem schon. 

Diese Frage sollte besser den ca 20verschle­
denen Studienkommissionen gestellt werden, 
die die jeweiligen Studien pläne erstellt haben, 
und nicht den Fraktionen. 'Punktuell wurden 
Erleichterungen, seltener Verbesserungen 
der Studiensituation erreicht. Es Ist ein von 
uns verfplgtes Ziel eine AusbIldungssituation 
zu schaffen, die eine optimale Motivation am 
Studium gewährleistet. 

Auch nach Intensiver Recherche haben wir 
von einer ·Neuorganisation" der Universitäten 
noch nichts bemerktl Nach unseren Vorstel­
lungen muß eine wirkliche EIgenständigkelt 
und Autonomie der Universitäten erreicht wer­
den. Weiters professionelles Management für 
Lehr- und Forschungsbetrieb, und natürlich 
Aufstockung des lächerlichen WIssenschafts­
budgets. Das derzeit überwuchernde Kom­
missionsunwesen muß auf ein vernünftiges 
Maß reduziert werden. 

Die wirklich präkere Wohnungssituation kann 
letztendlich nur von politischen EntscheI­
dungsträgern In Bund, Ländern und Gemein­
den verbessert werden, wobei die Studenten­
vertretung Immer wieder auf dieses Problem 

' aufmerksam machen muß. Konkret Ist eine 
Initiative der FSI-Bundesorganlsatlon , wei­
che sich vor allem gegen das sündteure und 
die Wohnungspreise Ins unerschwingliche 
steigernde PrestigePIMkt Weltausstellung 
richtet. 

Wir befürworten den Ausbau von Fahrradwe­
gen; Weiters ist es ern Anliegen von uns, daß 
die Preise für die Netzkarten so welt ,gesenkt 
werden, daß sie für Studenten(lnnen) rentabel 
werden. 

JES, FSI, KSV 

Weniger Klausuren - Wieso muß. derselbe 
Stoff zwei oder sogar dreifach geprüft wer­
den? 
Weg mit künstlichen'Hürden, die nur Studlen­
anfänger(lnnen) abschrecken sollen! 

keine Antwort 

Anreize (steuerlich) für Vermieter schaffen, 
um mehr leerstehende Wohnungen an Stu­
denten(lnnen) zu vermieten. 



Für uns zählt nur die erbrachte Leistung, un­
abhängig ob sie von einer Frau oder einem 
Mann erbracht wird. Da wir als chrIstlichsozIa­
le Fraktion den Wert des Lebens und der 
Familie anerkennen, sind wir der Ansicht, daß 
die Rolle die verantwortungsbewußte Mütter 
für die Gesellschaft haben, nicht geschmälert 
werden darf. Es muß einer Frau daher freiste- ' 
hen sich für eine berufliche Karriere oder die 
Mutterrolle zu entscheiden. 

-Wir haben uns immer schon für das passive 
Wahlrecht für ausländische Studenten einge­
setzt, da der Ort der Geburt nicht ausschlag­
gebend sein kann, ob man sich In der Studen­
tenvertretung engagieren darf. 

Wirfordem die Umwidmung von ÖH-Geldern, 
die In obskure Politprojekte fließen zur Stär­
kung der ÖH-Sozl~aktivitäten. 

Weil wir die einzige Alternative für all jene 
sind, die der Politbürokratie der Öh eine Ab­
fuhr erteilen wollen! 

keine Antwort 

keine Antwort 

keine Antwort 

Ich kandidiere, weil das sein muß! 

Wir bekennen uns zur rechtlichen, sozialen 
und gesellschaftlichen Gleichstellung von 
Mann und Frau und treten daher sowohl ge­
gen geschlechtsspezIfIsche Benachteiligung 
(zb. unterschledl. Lohn bei gleicher Arbeit) als 
auc~ Privilegien (PensIonsalter) auf. Die von 
der OH geforderte geschlechtsneutrale (" antI­
sexistische !") Schreibweise lehnen wir als 
Dummheit ab. 

Wichtig für die Durchsetzung studentischer 
Forderungen, Ist unter anderem auch das Be­
herrschen der Sprache. Ist dies gegeben, so 
sollen ausländische Studierende auch Stu­
dentenvertreter sein können. Allerdings wird 
diese Frage In ihrer Bedeutung hochgespielt, 
zumal das Interesse am passiven Wahlrecht 
bei den Betroffenen ohnehin gering Ist.' Be­
sonders "linke" Fraktionen Überbieten sich in 
Wahlzeiten mit diversen Forderungen, viel­
leicht denken Sie, bei den ausländischen Kol­
legen ihren ideologischen Unsinn besser an­
bringen zu können. 

Wenn sich die Regierung daranmachte, soge­
nannte Sozialleistungen (zb. Streichung der 
FamIlIenbeihilfe) zu kürzen, waren Mitarbeiter 
der FSI stets dabei, dagegen aufzutreten. Die 
Verwaltung vom ÖH-Sozialtopf, sowie Funk­
tionen im Aufsichtsrat diverser Gesellschaften 
(MENSA etc.) ist aber die Aufgabe der ÖH­
Exekutive. Die FSI hat sich auch stets gegen 
die ÖH-Geldverschwendung durch diverse 
Sonderprojekte eingesetzt. 

Weil es auch im Bereich der Universität eine 
Fraktion geben muß, die vernünftige Ansich­
ten vertritt. 

Wir haben keine Probleme mit Frauen und die 
Frauen keine mit uns, aber vielleicht mit ande­
ren Fraktionen. 

Wir sind für das passive Wahlrecht für auslän­
dische Studierende, da nur so Ihre Interessen 
wirklich vertreten werden können. 

Wir wollen die Diskussion über die Telefonge­
bührenbefreiung für alle Studierende wieder 
neu auffrischen. 
Warum senkt die Post die· Gebühren für Au­
to(funk)tetefone auf Kosten von uns Studie­
renden, 

Wir sind mit ' dem herrschenden Zuständen 
nicht zufrieden. Uns ist der Einfluß der politi­
schen Parteien innerhalb der ÖH zuwider. 
Parteipolitik gehört nicht auf die Universität. 
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